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Stadt Braunschweig  TOP 

   
Der Oberbürgermeister Drucksache Datum 
61.4 Abt. Umweltschutz 13812/10 27.10.2010 
61.4   
 
 
Vorlage 
Beratungsfolge 
 

Sitzung 
 

Beschluss 
 

 Tag Ö N ange-
nom-
men 

abge-
lehnt 

geän-
dert 

pas-
siert 

Verwaltungsausschuss 09.11.2010   X     
Rat 16.11.2010 X       
 
Beteiligte Fachbereiche 
/ Referate / Abteilungen 

Beteiligung  
des Referates 0140 

Anhörungsrecht des 
Stadtbezirksrats 

Vorlage erfolgt aufgrund 
Vorschlag/Anreg.d.StBzR 

     
                

   Ja X Nein   Ja X Nein   Ja X Nein 
                

 
 
Überschrift, Beschlussvorschlag 
 
Gemeinsamer Aufruf zur künftigen Endlagerung radioa ktiven Abfalls  
 
 
„Beschlussvorschlag offen“ 
 
 
 



Auf Initiative des Landkreis Wolfenbüttel wird die Stadt Braunschweig ersucht, sich dem 
beiliegenden Aufruf zur künftigen Endlagerung radioaktiven Abfalls anzuschließen. Die 
Resolution ist gleichfalls der Stadt Salzgitter und dem Landkreis Börde zugegangen und soll 
den Schulterschluss der betroffenen Gebietskörperschaften in dieser Frage dokumentieren. 
 
Da die Fragen der Energiepolitik im Allgemeinen und die der nuklearen Energie im Besonderen 
hochpolitisch und umstritten sind, möchte ich die Entscheidung über einen Beitritt zu dieser 
Resolution nicht selbst treffen. Der Rat sollte entscheiden, ob er überhaupt in der Sache bzw. in 
welchem Wortlaut er einer Entschließung beitreten will. 
 
gez. 
 
Dr. Hoffmann 
 
 
Anlage 





 
 
 
 
Gemeinsamer Aufruf zur künftigen Endlagerung radioa ktiven Abfalls  
 
 
Die Stadt Salzgitter, die Stadt Braunschweig, der Landkreis Börde und der Landkreis 
Wolfenbüttel nehmen gemeinsam zum Thema Endlagerung wie folgt Stellung: 
 


1. Die Endlagerung radioaktiven Abfalls ist ein gesamtgesellschaftliches Thema 
der Bundesrepublik Deutschland. Die Endlagerung des Abfalls darf nicht aus-
schließlich zu Lasten einer einzigen Region erfolgen.  


 
2. Die Errichtung und der Betrieb von Endlagern radioaktiven Abfalls sind eine 


öffentliche Aufgabe. Diese kann aufgrund der Langzeitwirkung über viele Ge-
nerationen hinweg nur vom Staat verantwortet werden.  


 
3. Die Endlagersuche muss bundesweit und ergebnisoffen stattfinden. Nur eine 


qualifizierte und sicherheitsorientierte Standortauswahl entspricht dem inter-
nationalen Stand von Wissenschaft und Technik. 


 
4. Der Grundsatz, dass Endlager wartungsfrei verschlossen werden, entspricht 


nicht dem aktuellen Stand der Wissenschaft. Wir erwarten, dass der Gesetz-
geber diese derzeit gültige Praxis selbstkritisch hinterfragt.  


 
 
 
 
 
 
 
 
____________________     ____________________ 
 
Stadt Salzgitter      Stadt Braunschweig 
     
 
 
 
____________________     ____________________ 
 
Landkreis Börde      Landkreis Wolfenbüttel 
 
 
 
 
 
 





